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TOP 1:

Wahl der zweiten stellvertretenden Vorsitzenden der Europakammer

Bedingt durch die Neubildung der Regierung des Landes Hessen ist die Neuwahl
erforderlich.

Es wird vorgeschlagen,

Frau Staatsministerin Lucia P u t t r i c h (Hessen)

zur zweiten stellvertretenden Vorsitzenden der Europakammer für das laufende
Geschäftsjahr zu wählen.
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TOP 2:

Gesetz zur Gewährung einer Umverteilungsprämie 2014 (Umvertei-
lungsprämiengesetz 2014 - UmvertPrämG 2014)

Drucksache: 24/14

I. Zum Inhalt des Gesetzes

Im Rahmen der Gemeinsamen Agrarpolitik wurde für den Zeitraum ab 2015 ein
neues System der Direktzahlungen beschlossen. Für das Jahr 2014 gelten Über-
gangsvorschriften, die den Mitgliedstaaten die Anwendung einer Umvertei-
lungsprämie ermöglichen. Diese Option wird mit dem vorliegenden Gesetz für
Deutschland genutzt.

Mit der Umverteilungsprämie sollen kleinere und mittelgroße landwirtschaftli-
che Betriebe einen Ausgleich für Kürzungen im Bereich der Direktzahlungen
erhalten. Konkret bedeutet dies, dass Landwirte für die ersten 46 Hektare eine
zusätzliche Prämie erhalten. Für diese Zahlung wird ein Prämienvolumen von
6,8 Prozent der deutschen Obergrenze für die Direktzahlungen verwendet. Da-
bei handelt es sich nach Angaben des Bundesministeriums für Ernährung und
Landwirtschaft um 352 Millionen Euro. Vorgesehen ist ein Betrag von 50 €/ha
für die ersten 30 Hektar und von 30 €/ha für die nächsten 16 Hektar.

II. Zum Gang der Beratungen

Das Gesetz, das auf eine gemeinsame Initiative der Fraktionen von CDU/CSU
und SPD zurückgeht, wurde vom Deutschen Bundestag in seiner 11. Sitzung
am 30. Januar 2014 auf Grund der Beschlussempfehlung und des Berichts des
Ausschusses für Ernährung und Landwirtschaft - BT-Drucksache 18/390 - in
unveränderter Fassung angenommen.

III. Empfehlungen der Ausschüsse

Der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz empfiehlt dem
Bundesrat, zu dem Gesetz einen Antrag gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grund-
gesetzes nicht zu stellen.
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TOP 3:

Entwurf eines Gesetzes zum Ausschluss der Verjährung von
Herausgabeansprüchen bei abhanden gekommenen Sachen,
insbesondere bei in der NS-Zeit entzogenem Kulturgut (Kulturgut-
Rückgewähr-Gesetz - KRG)

- Antrag des Freistaates Bayern -

Drucksache: 2/14

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes

Gemäß § 197 Absatz 1 Nummer 2 BGB tritt die Verjährung des Herausgabe-
anspruchs aus dem Eigentum nach § 985 BGB nach dreißig Jahren ein. Die
Geltendmachung der Verjährung führt zu einem dauerhaften Auseinanderfallen
von Eigentum und Besitz. Dadurch kann einerseits der Eigentümer den Besitz
an seinem Eigentum nicht mehr erlangen und dieses nicht mehr nutzen und
andererseits kann der unberechtigte Besitzer die Sache ohne erhebliches
wirtschaftliches Risiko verkaufen, aber dem Käufer das Eigentum an der Sache
nicht verschaffen.

Dieses Ergebnis stehe zwar im Widerspruch zur Zuordnungsfunktion des
Eigentums und dem Recht des Eigentümers, andere von jeglicher Einwirkung
auf die Sache ausschließen und mit der Sache nach Belieben verfahren zu kön-
nen. Im Regelfall sei dies aber im Hinblick auf die Befriedungsfunktion des
Verjährungsrechts und das Interesse des gutgläubigen Besitzers, nach Ablauf
der Verjährungsfrist nicht mit Verfahren rechnen zu müssen, in denen sein bö-
ser Glaube behauptet wird, gerechtfertigt. Habe der ursprüngliche Eigentümer
oder bei mittelbarem Besitz der unmittelbare Besitzer den Besitz einer Sache
ohne seinen Willen verloren und befände diese sich zudem im Besitz eines beim
Erwerb bösgläubigen Besitzers, träfe dies aber nicht zu. Hier sei das Interesse
des Eigentümers am Rückerhalt der ihm ohne seinen Willen abhanden gekom-
menen Sache besonders schützenswert, während das Interesse des bei Erwerb
der Sache bösgläubigen Besitzers auf Schutz vor Inanspruchnahme in einer für
ihn schwierigen Beweislage keinen Schutz durch die Rechtsordnung verdiene.

Es bestehe auch die Gefahr, dass die geltende Regelung der Verjährung für den
unredlichen Besitzer den Anreiz schaffe, Sachen dreißig Jahre vor dem Eigen-
tümer zu verbergen. Dies zeige sich insbesondere in Fällen von zur Zeit des Na-
tionalsozialismus entzogenen Kulturgütern, die erst nach langer Zeit unbekann-
ten Verbleibs wieder auftauchen.
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Ziel des Gesetzentwurfs ist es daher, die dargelegte unbefriedigende Rechtslage
zu korrigieren.

Bei dem Eigentümer abhanden gekommenen Sachen soll zukünftig, durch eine
entsprechende Änderung des § 214 BGB, die Berufung auf die Einrede der Ver-
jährung ausgeschlossen sein, wenn der Besitzer bei Besitzerwerb bösgläubig
war, weil in diesen Fällen ausnahmsweise das Auseinanderfallen von Eigentum
und Besitz durch die Zwecke der Verjährung nicht gerechtfertigt sei.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Ausschussberatungen haben noch nicht stattgefunden. Das antragstellende Land
hat gebeten, den Gesetzentwurf gemäß § 36 Absatz 2 GO BR in die Tages-
ordnung der 919. Sitzung des Bundesrates am 14. Februar 2014 aufzunehmen
und den Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen.
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TOP 4:

Entschließung des Bundesrates zur angestrebten Einführung von
europäischen Rechnungsführungsstandards (EPSAS)
zu dem Bericht der Kommission vom 6.3.2013 an den Rat und das
Europäische Parlament
- Die angestrebte Umsetzung harmonisierter Rechnungsführungs-

grundsätze für den öffentlichen Sektor in den Mitgliedstaaten
- Die Eignung der IPSAS für die Mitgliedstaaten

COM(2013) 114 final sowie
zu dem Beschluss des Deutschen Bundestages vom 27. Juni 2013
(TOP 37; zu Drucksachen 17/13183 Nr. A.12, 17/14148)
- Antrag der Länder Baden-Württemberg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz -

Drucksache: 811/13

Mit dem Entschließungsantrag soll der Bundesrat zum Kommissionsbericht über die
angestrebte Umsetzung harmonisierter Rechnungsführungsgrundsätze für den
öffentlichen Sektor Stellung beziehen. In ihrem Bericht hatte die Kommission zum
Ausdruck gebracht, dass sie die Einführung verbindlicher Vorgaben harmonisierter
europäischer Rechnungsführungsgrundsätze für den öffentlichen Sektor (European
Public Sector Accounting Standards - EPSAS) anstrebt. Diese europäischen
Rechnungslegungsgrundsätze sind eng an die internationalen Rechnungs-
legungsgrundsätze für den öffentlichen Sektor (International Public Sector
Accounting Standards - IPSAS) angelehnt. Durch die Einführung von EPSAS
würde ein einheitlicher, verbindlicher Standard für das Rechnungswesen auch in
den Ländern festgelegt. Vor dem Hintergrund der verfassungsrechtlich verankerten
Budgethoheit der Länder bringt der Entschließungsantrag hiergegen grundsätzliche
verfassungsrechtliche Bedenken zum Ausdruck. Darüber hinaus kritisiert er die von
der Kommission mit 0,1 Prozent des nominalen Bruttoinlandsproduktes - für
Deutschland rund 2,65 Milliarden EUR - veranschlagten Kosten für den Um-
setzungsaufwand. Gerade vor dem Hintergrund der Konsolidierung der öffentlichen
Haushalte fordert der Entschließungsantrag, jede zusätzliche finanzielle Belastung
von Bund, Ländern und Kommunen - auch im Vollzug europäischer Regelungen -
besonders kritisch zu hinterfragen.
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Mit dem Entschließungsantrag soll die Bundesregierung durch den Bundesrat
aufgefordert werden, sicherzustellen, dass die in Deutschlands etablierten Optionen
der Haushaltswirtschaft und Rechnungslegung erhalten bleiben und die mögliche
Einführung einheitlicher europäischer Buchführungs- und Bilanzierungsstandards
dem verfassungsrechtlichen Prinzip der Budgethoheit der Länder entsprechend
Rechnung trägt. Darüber hinaus fordert Entschließungsantrag die Bundesregierung
auf, zu gewährleisten, dass es durch die Einführung von EPSAS zu keiner
Schwächung der Kontrollmöglichkeiten der Länderparlamente im Haushaltsvollzug
kommt.

Die Ausschüsse empfehlen dem Bundesrat, die Entschließung nach Maßgabe der
aus Drucksache 811/1/13 ersichtlichen Änderungen zu fassen.
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TOP 5:

Entschließung des Bundesrates zur Notwendigkeit immissions-
schutzrechtlicher Regelungen der Anforderungen an Errichtung und 
Betrieb von Verdunstungskühlanlagen
- Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen -

Drucksache: 795/13

I. Zum Inhalt der Entschließung

Mit der vorliegenden Entschließung soll die Bundesregierung aufgefordert wer-
den, kurzfristig eine Verordnung auf Grundlage des Bundes-Immissionsschutz-
gesetzes vorzulegen, mit der verbindliche Regelungen für die Errichtung und 
den Betrieb von Verdunstungskühlanlagen geschaffen werden.

Bei bestimmten, immer wieder auftretenden Legionellenepidemien, zuletzt in 
Warstein, gilt ein offenes Rückkühlwerk zumindest als Mitverursacher. Solche 
Verdunstungskühlanlagen kommen in unterschiedlichen Ausführungen sowohl 
in genehmigungsbedürftigen und nicht genehmigungsbedürftigen Industrie-
betrieben als auch in Verbindung mit Klimaanlagen für große Gebäude (z. B. 
Veranstaltungsstätten, Hotels, Krankenhäuser, Warenhäuser etc.) zum Einsatz. 

In solchen Anlagen kommt die Umgebungsluft in direkten Kontakt mit dem 
Kühlwasser. Da das Kühlwasser im Kreislauf geführt wird, können sich dort bei 
unzureichender Wartung Legionellen vermehren und in die Umgebungsluft 
verteilt werden. Dies kann durch gesetzliche Vorschriften zu Errichtung und 
Betrieb von Verdunstungskühlanlagen verhindert werden.

Wie bereits in anderen Ländern sollten auch in Deutschland Regelungen ge-
lungen schaffen werden, die über die bisher existierenden technischen Empfeh

(z. B. VDI-Richtlinien) für Betreiber von Verdunstungskühlanlagen hinaus-
gehen, da diese rechtlich nicht verbindlich sind. 

Gegenstand einer entsprechenden Verordnung sollte sein:

- Definition der erfassten Anlagen;

- Festlegung der zulässigen Belastung mit Legionellen (Kontroll- und Maß-
nahmenwerte im Kühlwasser);
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- Verpflichtung der Betreiber, eine Neuerrichtung von Anlagen vor Baube-
ginn anzuzeigen;

- Anforderungen zur Fachkunde und Verpflichtung zur regelmäßigen Schu-
lung von verantwortlichen Personen bei Betreibern;

- Verpflichtung für Betreiber von Neuanlagen, die Anlage technisch emis-
sionsmindernd auszugestalten;

- Verpflichtung zur regelmäßigen Überprüfung, Reinigung und Wartung der 
Anlagen durch die Betreiber;

- Verpflichtung der Betreiber, die Anlage mit definierten Zeiträumen von an-
-erkannten Sachverständigen überprüfen zu lassen. Verpflichtung zur Über

sendung der Berichte an die Behörde, sofern Mängel festgestellt wurden;

- Verpflichtung zur Sanierung und unverzüglichen Stilllegung unzulässig be-
lasteter Anlagen;

- Ordnungswidrigkeitentatbestände.

Darüber hinaus soll die Bundesregierung aufgefordert werden zu prüfen, wie 
unter Begrenzung des bürokratischen Aufwandes auch bestehende Anlagen in 
die Anzeigepflicht aufgenommen werden können, insbesondere mit angemesse-
nen zeitlichen Übergangsfristen.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
, der heit Gesundheitsausschuss und der Wirtschaftsausschuss empfehlen 

dem Bundesrat, die Entschließung zu fassen.
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TOP 6:

Bericht der Bundesregierung über die gesetzliche Renten-
versicherung, insbesondere über die Entwicklung der Einnahmen und
Ausgaben, der Nachhaltigkeitsrücklage sowie des jeweils erforder-
lichen Beitragssatzes in den künftigen 15 Kalenderjahren (Rentenver-
sicherungsbericht 2013)

und

Gutachten des Sozialbeirats zum Rentenversicherungsbericht 2013

Drucksache: 793/13

Gemäß § 154 SGB VI hat die Bundesregierung den gesetzgebenden Körperschaften
jährlich bis zum 30. November einen Rentenversicherungsbericht vorzulegen.

Der Rentenversicherungsbericht liefert auf Basis geltenden Rechts und aktueller
Daten einen Überblick über Einnahmen und Ausgaben der Rentenversicherung und
beschreibt mittels Modellrechnungen die zukünftige Entwicklung der
Rentenfinanzen.

Der Bericht umfasst folgende Bereiche:

In dem Bericht werden - wie jedes Jahr - Finanzlage und Finanzentwicklung der
gesetzlichen Rentenversicherung dargestellt. Dabei muss insbesondere eine
Übersicht über die finanzielle Entwicklung in den künftigen fünf Kalenderjahren
auf der Grundlage der aktuellen Einschätzung der mittelfristigen Wirtschafts-
entwicklung enthalten sein. Daneben wird dargestellt, wie sich die Anhebung der
Altersgrenzen voraussichtlich auf die Arbeitsmarktlage, die Finanzlage der
Rentenversicherung und andere öffentliche Haushalte auswirkt. Dabei beschränkt
sich die Darstellung im Rentenversicherungsbericht 2013 auf die Auswirkungen der
in der Umsetzung befindlichen beziehungsweise bereits zurückliegenden Alters-
grenzenanhebungen bei verschiedenen Rentenarten. Über die schrittweise An-
hebung der Regelaltersgrenze auf das 67. Lebensjahr ab dem Jahr 2012 berichtet die
Bundesregierung alle vier Jahre gemäß § 154 Absatz 4 SGB VI in einem
gesonderten Bericht, der im Jahr 2010 erstmals vorgelegt wurde. Ferner wird eine
Prognose zur Entwicklung der Renten in den neuen Ländern im Vergleich zur
Entwicklung der Renten in den alten Ländern abgegeben unter dem Gesichtspunkt,
wie die Angleichung der Renten zwischen Ost und West auf der Grundlage des
vorhandenen Datenmaterials fortschreiten wird. Es wird in dem Bericht auch



Erläuterung, 919. BR, 14.02.14 - 6 (a) -

geprüft, ob das Sicherungsniveau vor Steuern im 15-jährigen Vorausberechnungs-
zeitraum bis zum Jahr 2020 46 Prozent beziehungsweise bis zum Jahr 2030
43 Prozent unterschreiten wird oder ob der Beitragssatz bis zum Jahr 2020
20 Prozent beziehungsweise bis zum Jahr 2030 22 Prozent übersteigen wird.

Zu diesen Bereichen wird in verschiedenen Abschnitten berichtet. Im Teil A wird
über die Entwicklung der Zahl der Versicherten, der Renten und deren Höhe sowie
über die Entwicklung der Einnahmen, der Ausgaben und des Vermögens in den
letzten Jahren eine Aussage getroffen. Die mittel- und langfristige finanzielle
Entwicklung der Rentenversicherung wird im Teil B behandelt. Im Teil C wird über
die Angleichung der Renten in den neuen an die in den alten Ländern und im Teil D
über die Anhebung der Altersgrenzen berichtet. Der Anhang enthält Tabellen zu
wichtigen Kenngrößen der gesetzlichen Rentenversicherung.

Eine Kurzfassung der Ergebnisse des Berichtes wird auf Seite 8 abgegeben.

Wie auch in den vergangen Jahren nimmt der Sozialbeirat - entsprechend seinem
gesetzlichen Auftrag - Stellung zum Rentenversicherungsbericht der Bundes-
regierung. Die Stellungnahme befasst sich zunächst mit den Ausführungen des
Rentenversicherungsberichts 2013, die sich auf die zukünftige Entwicklung
beziehen, das heißt mit den mittelfristigen Vorausberechnungen bis 2017 und mit
den Modellrechnungen für den kommenden 15-Jahreszeitraum. Danach werden im
Rentenversicherungsbericht behandelte und weitere derzeit in der Diskussion
befindliche rentenpolitische Maßnahmen begutachtet. Für seine Beratungen standen
dem Sozialbeirat der Entwurf des Rentenversicherungsberichts 2013 sowie
ergänzende Erläuterungen und Informationen des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales zur Verfügung.

Das Gutachten befindet sich auf den Seiten 81 ff. der Vorlage.

Der federführende Ausschuss für Arbeit und Sozialpolitik, der Ausschuss für
Frauen und Jugend und der Ausschuss für Familie und Senioren empfehlen dem
Bundesrat, von der Vorlage Kenntnis zu nehmen.
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TOP 7:

Lagebericht der Bundesregierung über die Alterssicherung der
Landwirte 2013

Drucksache: 794/13

Nach § 67 des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte (ALG) hat die
Bundesregierung alle vier Jahre bis zum 31. Dezember des jeweiligen Jahres einen
Bericht über die Lage der Alterssicherung der Landwirte (AdL) zu erstellen und den
gesetzgebenden Körperschaften vorzulegen. Der vorliegende Bericht ist seit 1997
der fünfte dieser Art.

Der Bericht informiert wie seine Vorgänger zunächst über die Entwicklung der
wichtigsten Eckdaten der Alterssicherung der Landwirte in den vergangenen Jahren.
Im Mittelpunkt stehen drei Modellrechnungen zur Finanzentwicklung in den
künftigen zehn Kalenderjahren. Diese unterscheiden sich in den Annahmen über die
Entwicklung der Anzahl der Versicherten, die Entwicklung der Einkommen der
Versicherten und die Entwicklung von drei Rechengrößen - Entgeltwachstum,
Beitragssatz und aktueller Rentenwert - aus dem Bereich der allgemeinen Renten-
versicherung, die für die Berechnung von Beiträgen und Rentenwerten in der AdL
von Bedeutung sind. Die mittlere Variante deckt dabei auch die Vorgabe des § 67
Absatz 1 ALG ab, wonach der Lagebericht neben den Modellrechnungen über den
10-Jahreszeitraum auch eine Übersicht über die voraussichtliche finanzielle
Entwicklung in den künftigen fünf Kalenderjahren enthalten muss. Die den
Modellrechnungen zugrunde liegenden Annahmen über die Entwicklung der
Entgelte der abhängig Beschäftigten in Deutschland sowie die Annahmen über die
Entwicklung des Beitragssatzes und des aktuellen Rentenwerts werden aus dem
aktuellen Rentenversicherungsbericht übernommen. Die unterschiedlichen Vari-
anten der Annahmen entsprechen ebenfalls denen des Rentenversicherungsberichts.

Abschnitt 2 des Berichtes gibt Auskunft über die Grundlagen dieses eigenständigen
Alterssicherungssystems und zeigt die Entwicklung der Zahl der Versicherten, der
Höhe der Leistungen und ihrer Finanzierung in den vergangenen fünf Jahren.
Abschnitt 3 beginnt mit einem Überblick über die in den letzten vier Jahren
eingetretenen Änderungen im Recht der AdL bzw. der gesetzlichen Renten-
versicherung, soweit diese die künftige Finanzentwicklung der AdL beeinflussen.
Anschließend werden gemäß § 67 Absatz 1 ALG die Ergebnisse der drei Modell-
rechnungen zur Finanzentwicklung in den künftigen zehn Kalenderjahren
vorgestellt.
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Der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz empfiehlt dem
Bundesrat, zu dem Bericht eine Stellungnahme abzugeben. Hierin soll die
Bundesregierung gebeten werden, die derzeit bestehenden starren Einkom-
mensschwellen für die Bezuschussung der Beiträge, die seit 1995 unverändert
geblieben sind, anzuheben und zu dynamisieren.

Der federführende Ausschuss für Arbeit und Sozialpolitik, der Ausschuss für
Frauen und Jugend und der Ausschuss für Familie und Senioren empfehlen dem
Bundesrat, von dem Bericht Kenntnis zu nehmen.

Die Empfehlungen im Einzelnen sind aus Drucksache 794/1/13 ersichtlich.
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TOP 8:

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 hinsichtlich
der elektronischen Kennzeichnung von Rindern und zur Streichung
der Bestimmungen über die freiwillige Etikettierung von Rindfleisch

KOM (2011) 525 endg.; Ratsdok. 13700/11

Drucksache: 512/11 und zu 512/11

Der Verordnungsvorschlag sieht die freiwillige Einführung der elektronischen
Kennzeichnung von Rindern, einen Datenaustausch zwischen den elektronischen
Datenbanken der Mitgliedstaaten und damit verbundene Vereinfachungen, z. B. bei
der Ausstellung von Rinderpässen oder der Führung von Bestandsregistern, vor.

Bereits im Jahr 1997 wurden vor dem Hintergrund der BSE-Krise EU-Be-
stimmungen für die Kennzeichnung und individuelle Rückverfolgbarkeit von
Rindern erlassen. Mit der Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 wurden die Grundsätze
für die Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von
Rindern und über die Etikettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen
festgelegt.

Mit dem vorliegenden Verordnungsvorschlag soll das System zur Kennzeichnung
und Registrierung von Rindern zum Zwecke einer lückenlosen Rückverfolgbarkeit
der Tiere und der aus ihnen gewonnen Erzeugnisse optimiert werden. Im
Verordnungsvorschlag wird zwar festgestellt, dass die derzeit geltende Verordnung
den Zweck der Rückverfolgbarkeit erfüllt, der Einsatz verbesserter elektronischer
Technik jedoch zu einer präziseren Erfassung und Übertragung von Daten in
elektronischen Medien führen soll. Außerdem ist vorgesehen, den rechtlichen
Rahmen für die erstmalige und freiwillige Einführung einer elektronischen
Kennzeichnung nach EU-weit harmonisierten Normen für Rinder zu schaffen.

Die Mitgliedstaaten sollen nationale Vorschriften zur obligatorischen Verwendung
eines elektronischen Kennzeichnungsmittels einführen können.

Weitere Regelungen betreffen die Frist für die Anbringung der Kennzeichnungs-
mittel sowie das Entfernen oder Ersetzen von diesen.
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Um die Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 mit dem AEUV in Einklang zu bringen,
sieht der Verordnungsvorschlag den Erlass delegierter Rechtsakte durch die
Kommission und die Übertragung von Durchführungsbestimmungen an die
Kommission vor.

Der Bundesrat hat am 4. November 2011 eine Stellungnahme zu der Vorlage
beschlossen (vgl. BR-Drucksache 512/11 (Beschluss)).

Es ist beantragt worden, die Beratungen mit dem Ziel der Herbeiführung eines
Folgebeschlusses wieder aufzunehmen.
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TOP 9:

Mitteilung der Kommission: Jahreswachstumsbericht 2014

COM(2013) 800 final

Drucksache: 761/13

Die vorliegende Kommissionsmitteilung eröffnet das vierte europäische Semester
zur haushalts- und wirtschaftspolitischen Steuerung. Sie definiert die Prioritäten des
Jahreswachstumsberichts 2014. Diese entsprechen denen der beiden Vorjahre und
sind:

- die Inanspruchnahme einer differenzierten, wachstumsfreundlichen Haushalts-
konsolidierung,

- die Wiederherstellung einer normalen Kreditvergabe an die Wirtschaft,

- die Förderung von Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit,

- die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und Bewältigung der sozialen Folgen der
Wirtschaftskrise sowie

- die Modernisierung der Verwaltung.

Die Kommission fordert Union und Mitgliedstaaten dazu auf, sich verstärkt auf
Fortschritte in diesen fünf prioritären Bereichen zu konzentrieren. Dabei sollte
jedoch eine unterschiedliche Gewichtung erfolgen: Oberste Priorität hat die
Schaffung von Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit, wobei die Hauptheraus-
forderung in der Schaffung einer dauerhaften Erholung liegt.

Der Jahreswachstumsbericht 2014 bilanziert auch die bisherigen Erfolge des
europäischen Semesters und skizziert die Gebiete, in denen noch weitere politische
Entscheidungen erforderlich sind.

Perspektivisch gesehen benennt der Jahreswachstumsbericht 2014 darüber hinaus
die Bereiche, in denen eine weitere Verbesserung durch die Vertiefung des
Prozesses des Europäischen Semesters erforderlich ist, wenn die neue wirtschaft-
liche Steuerung durch die EU ihr volles Potenzial entfalten soll. Zu diesen
Bereichen zählen:
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- mehr Eigenverantwortung und Mitwirkung auf nationaler Ebene,

- eine engere Abstimmung zwischen den Mitgliedern des Eurowährungsgebietes
sowie

- die bessere Befolgung der länderspezifischen Empfehlungen.

Der Europäische Rat wird sich mit dem Jahreswachstumsbericht 2014 auf seinem
Frühjahrsgipfel am 20. und 21. März 2014 befassen und allgemeine Leitlinien für
die Erstellung der Stabilitäts- und Konvergenzprogramme und der nationalen
Reformprogramme durch die Mitgliedstaaten beschließen. Darauf aufbauend wird
die Kommission im Mai 2014 die länderspezifischen Empfehlungen vorschlagen,
die dann vom Europäischen Rat im Juni bestätigt und im Anschluss vom Rat
formell verabschiedet werden müssen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 761/1/13 ersichtlich.
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TOP 10:

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des
Rates über Informations- und Absatzförderungsmaßnahmen für Agrar-
erzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittländern

COM(2013) 812 final

Drucksachen: 776/13 und zu 776/13

Der Verordnungsvorschlag soll die Durchführung von Informations- und
Absatzförderungsmaßnahmen im Binnenmarkt und auf Märkten von Drittländern
im Bereich des Agrarsektors ermöglichen. Hierdurch soll die Wettbewerbsfähigkeit
auf den zunehmend offeneren und wettbewerbsintensiven Märkten gesteigert
werden.

Die bisherigen europäischen Maßnahmen zur Informations- und Absatzförderung
für Agrarerzeugnisse im Binnenmarkt und in Drittländern sollen dergestalt neu
ausgerichtet werden, dass die Maßnahmen insbesondere auf den Drittlandsmärkten
verstärkt werden. Hier ist eine Anhebung der Gesamtausgaben von derzeit 30
Prozent auf 75 Prozent angestrebt. Darüber hinaus sollen die Gesamtmittel bis 2020
auf 200 Millionen Euro aufgestockt werden.

Der Verordnungsvorschlag zielt weiter darauf ab, lediglich zwei förderfähige
Programmkategorien einzuführen: einerseits sogenannte "einfache Programme" von
Organisationen innerhalb eines Mitgliedstaates; andererseits "Multiprogramme" mit
mitgliederstaatenübergreifendem Charakter.

Die einzelnen Programme sollen durch die beteiligten Unternehmen kofinanziert
werden. Vorgesehen ist ebenfalls eine Vereinfachung der Antragswege, die durch
die direkte Bearbeitung der Programme durch die Kommission selbst bzw. durch
eine Agentur im Auftrag der Kommission erfolgen soll.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 776/1/13 ersichtlich.
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TOP 11:

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 515/97 vom 13. März
1997 über die gegenseitige Amtshilfe zwischen Verwaltungsbehörden
der Mitgliedstaaten und die Zusammenarbeit dieser Behörden mit der
Kommission im Hinblick auf die ordnungsgemäße Anwendung der
Zoll- und der Agrarregelung

COM(2013) 796 final; Ratsdok. 17110/13

Drucksachen: 778/13 und zu 778/13

Der Verordnungsvorschlag soll die finanziellen Interessen der Union durch die
Verhinderung und Aufdeckung einer möglichen unzutreffenden Anwendung der
europäischen Zollgesetzgebung schützen. Hierfür soll insbesondere ein
zentralisiertes Zollrisikomanagement auf europäischer Ebene aufgebaut werden.

Zur Errichtung dieses zentralisierten Zollrisikomanagements soll eine EU-weite
Datenbank mit Daten aller Mitgliedstaaten über den Warenverkehr mit Drittstaaten
(Einfuhr, Ausfuhr und Versand) eingerichtet werden. Die so erfassten Daten sollen
allen Mitgliedstaaten und allen Dienststellen der Kommission für Zwecke der
Risikoanalyse zur Verfügung stehen (Artikel 18g).

Ferner sollen Daten mit Informationen über Containerbewegungen verknüpft
werden, um so Informationen über die Herkunft der Ware (bei der Einfuhr) oder
den möglichen Verbleib der Ware (bei der Ausfuhr) zu erhalten. Hierfür sollen
öffentliche und private Dienstleister verpflichtet werden, der Kommission die
erforderlichen Daten zur Speicherung in der von der Kommission betriebenen
Datenbank "CSM - Container-Status-Message" zur Verfügung zu stellen (Artikel
18a, 18c). Zudem wird nach dem Verordnungsvorschlag die Kommission er-
mächtigt, Geschäftsunterlagen bei den Beteiligten unmittelbar - und somit ohne
Beteiligung der Behörden der betreffenden Mitgliedstaaten - anzufordern (Artikel
18h). Die bisherigen Regelungen zur Verwendung erhaltener Auskünfte in
Verwaltungs- und/oder Strafverfahren sollen überarbeitet werden (Artikel 12).

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 778/1/13 ersichtlich.
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TOP 12:

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über den Rechtsrahmen der Europäischen Union in Bezug auf
Zollrechtsverletzungen und Sanktionen

COM(2013) 884 final

Drucksache: 809/13

Die Verletzung des vollständig harmonisierten europäischen Zollrechts wird in der
Union nicht einheitlich behandelt und sanktioniert. Die möglichen Sanktionen bei
Verletzungen des europäischen Zollkodexes unterscheiden sich in Art und Schwere
je nach Mitgliedstaat. Mit dem vorliegenden Richtlinienvorschlag schlägt die
Kommission einen gemeinsamen Rechtsrahmen für Zollrechtsverletzungen und
Sanktionen vor, mit dem die unterschiedlichen rechtlichen Regelungen durch eine
gemeinsame Regelplattform vereinheitlicht werden sollen und somit ein Beitrag zur
Gleichbehandlung der Beteiligten in der Europäischen Union geleistet werden soll.
Zugleich sollen dadurch ein wirksamer Schutz der finanziellen Interessen der Union
und die einheitliche Durchsetzung der Rechtsvorschriften im Zollbereich
gewährleistet werden.

Zur Erreichung dieser Ziele sieht der Richtlinien-Vorschlag vor, Verletzungen von
Verpflichtungen, die sich aus dem Zollkodex der Union ergeben, umfassend zu
ahnden. Zu diesem Zweck enthält er eine in allen Mitgliedstaaten uniform anzu-
wendende Auflistung möglicher verschiedener Begehungsformen für Verletzungen
der Vorschriften des Zollkodexes der Union (Haftung für vorsätzliches Handeln,
Haftung für fahrlässiges Handeln, verschuldensunabhängige Haftung). Nach dem
Richtlinie-Vorschlag soll eine Rechtsverletzung dabei nicht nur in der vollendeten
Tat liegen, sondern auch in dem vorsätzlichen Versuch einer Rechtsverletzung.

Parallel zur Definition möglicher im Widerspruch zum europäischen Zollrecht
stehender Verhaltensweisen soll mit dem Richtlinie-Vorschlag ein gestaffelter und
abschreckender Sanktionenkatalog für die unterschiedlichen Rechtsverletzungen
festgelegt werden. Dabei enthält der Richtlinien-Vorschlag auch Aussagen darüber,
welche Tatumstände in welcher (strafschärfenden) Weise in der Strafzumessung zu
berücksichtigen sind. Dadurch soll eine europaweit einheitliche Sanktionierung der
verschiedenen Rechtsverletzungen sichergestellt werden.
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Neben Vorschriften für täterschaftliches Handeln enthält der Richtlinien-Vorschlag
auch Vorschriften, die für Anstiftung und Beihilfe gelten. Des Weiteren enthält er
Regelungen zur Haftung juristischer Personen sowie prozessuale Regelungen über
die Verjährung, Aussetzung des Verfahrens und Beschlagnahme. Die Zusammen-
arbeit der Mitgliedstaaten soll durch einen verstärkten Informationsaustausch
verbessert werden.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 809/1/13 ersichtlich.
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TOP 13:

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über den Schutz vertraulichen Know-hows und vertraulicher
Geschäftsinformationen (Geschäftsgeheimnisse) vor rechtswidrigem
Erwerb sowie rechtswidriger Nutzung und Offenlegung

COM(2013) 813 final

Drucksachen: 786/13 und zu 786/13

Ziel des Richtlinienvorschlags ist es, einen angemessenen und wirksamen
rechtlichen Schutz von vertraulichem Know-How und vertraulichen Geschäfts-
geheimnissen vor widerrechtlicher Aneignung im gesamten Binnenmarkt sicher-
zustellen. Dadurch sollen die Rahmenbedingungen für die Entwicklung und
Nutzung von Innovationen und den Wissenschaftstransfer im Binnenmarkt
verbessert werden.

Artikel 2 des Richtlinien-Vorschlages definiert in Anlehnung an das Internationale
Übereinkommen über handelsbezogene Aspekte der Rechte des geistigen Eigen-
tums (TRIPS) die Elemente eines geschützten Geschäftsgeheimnisses: Danach muss
die Information vertraulich, aufgrund ihrer Vertraulichkeit von kommerziellem
Wert und zugleich Gegenstand angemessener Geheimhaltungsanstrengungen des
Inhabers sein.

Artikel 3 des Richtlinienvorschlags regelt, unter welchen Umständen der Erwerb,
die Nutzung und/oder die Offenlegung eines solchen Geschäftsgeheimnisses
rechtswidrig sind. Entscheidendes Kriterium soll dabei das Fehlen der Zustimmung
des Inhabers des Geschäftsgeheimnisses sein.

Nach Artikel 1 des Richtlinienvorschlags soll der Anwendungsbereich den rechts-
widrigen Erwerb, die rechtswidrige Nutzung und die Offenlegung von Geschäfts-
geheimnissen umfassen. Allerdings sollen nach Artikel 4 des Richtlinienvorschlags
bestimmte Handlungen hiervon ausgenommen sein: So sollen etwa die unabhängige
Entdeckung des Geschäftsgeheimnisses oder das so genannte "Reverse
Engineering" (also das Zerlegen eines frei erhältlichen Produkts zu Analyse-
zwecken) legitime Mittel der Informationsbeschaffung bleiben. Auch das Recht auf
freie Meinungsäußerung sowie die Informationsfreiheit sollen gewahrt bleiben; die
Offenbarung von Geschäftsgeheimnissen zum Zwecke der Aufdeckung illegalen
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Verhaltens sowie zum Schutz anderer legitimer Interessen (sogenanntes "Whistle-
blowing") soll auch weiterhin möglich sein.

Neben allgemeinen Verfahrensgrundsätzen und Regelungen zum Schutz vor
Missbrauch (Artikel 5 und 6 des Richtlinienvorschlags) finden sich auch Rege-
lungen zu einer Befristung der Geltendmachung von Ansprüchen (Artikel 7 des
Richtlinienvorschlags) und zur Wahrung der Vertraulichkeit von Geschäfts-
geheimnissen im Rahmen von Gerichtsverfahren (Artikel 8 des Richtlinien-
vorschlags). Verfahrensrechtlich sollen auch einstweilige Maßnahmen der
Rechtsdurchsetzung (Artikel 9 und 10 des Richtlinienvorschlags) sowie Maß-
nahmen, die im Rahmen einer Hauptsacheentscheidung ergehen können (Unter-
lassungsverfügung, Abhilfemaßnahmen, Schadensersatzansprüche, Veröffent-
lichung der Gerichtsentscheidung auf Antrag des Klägers (Artikel 11 bis 14 des
Richtlinienvorschlags), vorgesehenen werden. Des Weiteren sieht Artikel 15 des
Richtlinienvorschlags Maßnahmen zur Zwangsvollstreckung der in den Artikeln 8,
9 und 11 vorgesehenen Maßnahmen vor.

Im Richtlinienvorschlag nicht enthalten sind strafrechtliche Regelungen für den
rechtswidrigen Erwerb, die rechtswidrige Nutzung und die Offenlegung von
Geschäftsgeheimnissen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 786/1/13 ersichtlich.
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TOP 14:

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Stärkung bestimmter Aspekte der Unschuldsvermutung und
des Rechts auf Anwesenheit in der Verhandlung in Strafverfahren

COM(2013) 821 final; Ratsdok. 17621/13

Drucksachen: 788/13 und zu 788/13

Der vorliegende Richtlinienvorschlag statuiert Vorschriften zur Sicherung des
Rechts auf ein faires Verfahren. Er beinhaltet Regelungen zum Geltungsbereich der
Unschuldsvermutung und zum Recht des Angeklagten auf Anwesenheit in der
Verhandlung in Strafsachen.

Mit Blick auf die effektive Geltung der Unschuldsvermutung sieht der Richtlinien-
vorschlag vor, dass die Mitgliedstaaten sicherstellen müssen, dass Verdächtige oder
Beschuldigte bis zum Beweis ihrer Schuld als unschuldig gelten (Artikel 3 des
Richtlinienvorschlags). Dies beinhaltet insbesondere auch, dass Gerichte oder
Amtsträger Verdächtige oder Beschuldigte in einem Strafverfahren öffentlich nicht
so darstellen dürfen, als wären sie einer Straftat schuldig, bevor sie nicht wegen
dieser rechtskräftig verurteilt worden sind (Artikel 4 des Richtlinien-Vorschlags).
Voraussetzung für die Wirksamkeit der Unschuldsvermutung nach der Konzeption
des Richtlinien-Vorschlags ist, dass die Beweislast für die Feststellung der Schuld
den Strafverfolgungsbehörden obliegt, ferner der Grundsatz, dass Zweifel an der
Schuld des Verdächtigen oder Beschuldigten diesem zugutekommen müssen
(Artikel 5 des Richtlinienvorschlags).

Die Mitgliedstaaten sollen auch das Recht des Beschuldigten oder Verdächtigen
gewährleisten, sich nicht selbst belasten zu müssen. Hierzu zählt nach dem
Vorschlag auch, dass sie bei der Aufklärung eines gegen sie erhobenen Vorwurfs
nicht mitwirken müssen und das Recht haben, die Aussage zu verweigern (Artikel 6
und 7 des Richtlinienvorschlags). An die Ausübung dieser Rechte sollen im
weiteren Verlauf keine nachteiligen Konsequenzen geknüpft werden dürfen.

Die Verletzung der vorbezeichneten Rechte soll im Grundsatz zu einem Beweis-
verwertungsverbot führen.
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Mit Blick auf das Anwesenheitsrecht in der Verhandlung sieht der Richtlinien-
vorschlag vor, dass Angeklagten das Recht auf Anwesenheit in jeder Verhandlung,
in der eine Prüfung der Schuld erfolgt, eingeräumt werden muss (Artikel 8 des
Richtlinienvorschlags). Verhandlungen in Abwesenheit des Angeklagten sollen
jedoch unter bestimmten Voraussetzungen grundsätzlich möglich sein. Bei Ver-
letzung des Anwesenheitsrechts sieht der Richtlinienvorschlag vor, dass eine neue
Verhandlung stattfinden muss.

Die vorgenannten Rechte sind Teil des Rechts auf ein faires Verfahren, wie es auch
in Artikel 6 Absatz 2 der Europäischen Konvention zum Schutz der Menschen-
rechte und Grundfreiheiten (EMRK) garantiert ist.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 788/1/13 ersichtlich.
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...

TOP 15:

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über Verfahrensgarantien in Strafverfahren für verdächtige oder
beschuldigte Kinder

COM(2013) 822 final; Ratsdok. 17633/13

Drucksachen: 789/13 und zu 789/13

Der Richtlinienvorschlag hat zum Ziel, allen Kindern, die Verdächtige oder
Beschuldigte in einem Strafverfahren sind, bestimmte (Mindest-)Rechte zu
garantieren. Hiermit soll einerseits gewährleistet werden, dass Kinder die
Strafverfahren verstehen und ihnen folgen können sowie in die Lage versetzt
werden, ihr Recht auf ein faires Verfahren (Werturteil) auszuüben. Andererseits soll
durch die Schaffung solcher Rechte das gegenseitige Vertrauen der Mitgliedstaaten
in die nationalen Rechtssysteme anderer Mitgliedsstaaten gestärkt und dadurch die
Anwendung des Grundsatzes der gegenseitigen Anerkennung innerhalb der Union
gefördert werden.

Kernstück des Vorschlags ist das unabdingbare Recht des Kindes auf Zugang zu
einem Rechtsbeistand in jedem Strafverfahren und in jedem Stadium des
Verfahrens (Artikel 6 Richtlinienentwurf). Übertragen auf das deutsche Recht
postuliert der Richtlinienvorschlag hier das Recht eines Kindes auf eine generelle
Pflichtverteidigung.

Weitere wichtige im Richtlinienvorschlag geregelte Mindestrechte betreffen unter
anderem:

- Die Belehrung des Kindes (Artikel 4 Richtlinienentwurf):

Von einem Strafverfahren betroffene Kinder sollen umgehend über die ihnen
nach dem Richtlinienvorschlag zustehenden Rechte belehrt werden.

- Die Benachrichtigung der Eltern des Kindes (Artikel 5 Richtlinienentwurf),

- Die individuelle Begutachtung des Kindes (Artikel 7 Richtlinienentwurf):

Nach dem Richtlinienvorschlag haben die Mitgliedstaaten sicherzustellen, dass
die besonderen Bedürfnisse von Kindern in Bezug auf Schutz, Erziehung,



Erläuterung, 919. BR, 14.02.14 - 15 (a) -

Ausbildung und soziale Integration im Rahmen des Strafverfahrens hinreichend
Berücksichtigung finden.

- Die audiovisuelle Aufzeichnung von Vernehmungen (Artikel 9 Richtlinien-
entwurf):

Bis auf wenige Ausnahmen müssen alle Befragungen von Kindern für den Fall
einer späteren Verwertung der Aussagen im Falle der Anklageerhebung
audiovisuell aufgezeichnet werden.

- Den Schutz der Privatsphäre des Kindes (Artikel 14 Richtlinienentwurf) sowie

- Die besondere Behandlung des Kindes im Falle seiner Inhaftierung (Artikel 12
Richtlinienentwurf).

Entsprechend den international verbindlichen Vorgaben der UN-Kinderrechts-
konvention gilt als Kind im Sinne des Richtlinienvorschlages, wer das 18. Lebens-
jahr noch nicht vollendet hat.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 789/1/13 ersichtlich.
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TOP 16:

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über vorläufige Prozesskostenhilfe für Verdächtige oder Be-
schuldigte, denen die Freiheit entzogen ist, sowie über Prozess-
kostenhilfe in Verfahren zur Vollstreckung eines Europäischen Haft-
befehls

COM(2013) 824 final; Ratsdok. 17635/13

Drucksachen: 790/13 und zu 790/13

Der Richtlinienvorschlag statuiert Vorschriften zum Recht auf vorläufige Prozess-
kostenhilfe in Strafverfahren für Verdächtige oder Beschuldigte, denen die Freiheit
entzogen ist, sowie für Personen, gegen die ein Verfahren zur Vollstreckung eines
Europäischen Haftbefehls eingeleitet worden ist.

Kerngehalt des Vorschlags sind die in den Artikeln 4 und 5 enthaltenen Regelungen
auf Gewährung vorläufiger Prozesskostenhilfe bzw. auf Gewährung von Prozess-
kostenhilfe.

Artikel 4 des Richtlinienvorschlags regelt das Recht auf vorläufige Prozess-
kostenhilfe. Dieses Recht soll Verdächtigen oder Beschuldigten in einem Straf-
verfahren, die sich in Untersuchungshaft oder der einstweiligen Unterbringung be-
finden, zustehen. Ihnen sind, sofern sie dies wünschen, bereits vor einer endgültigen
Entscheidung über die Gewährung von Prozesskostenhilfe und in jedem Fall vor der
(ersten) Befragung die Kosten für einen Rechtsbeistand bereitzustellen. Das gleiche
Recht steht denjenigen Personen zu, die auf Grundlage eines Europäischen
Haftbefehls in einem Mitgliedstaat inhaftiert sind und ausgeliefert werden sollen.

Daneben regelt Artikel 5 des Richtlinienvorschlags das Recht auf - nicht nur vor-
läufige - Prozesskostenhilfe für diejenigen Personen, die mit einem Europäischen
Haftbefehl gesucht wurden und inhaftiert sind. Diese Prozesskostenhilfe soll sowohl
im Vollstreckungsmitgliedstaat als auch im Ausstellungsmitgliedstaat gewährt
werden. Die Regelung sieht in Absatz 3 vor, dass dieses Recht von einer Be-
dürftigkeitsprüfung und/oder aufgrund der Prüfung des Rechtspflegeinteresses nach
den im jeweiligen Mitgliedstaat geltenden Bewilligungskriterien abhängig gemacht
werden kann.



Erläuterung, 919. BR, 14.02.14 - 16 (a) -

Vorläufig gewährte Prozesskostenhilfe kann später vom Beschuldigten zurück-
verlangt werden, wenn dieser die nach staatlichem Recht geltenden Bewilligungs-
voraussetzungen nicht erfüllt.

Im deutschen Strafprozessrecht existiert eine Art (vorläufige) Prozesskostenhilfe
nur über das Recht auf die Bestellung eines Pflichtverteidigers, die nach den
Vorgaben der Strafprozessordnung in einigen Fällen notwendig sein kann. Dies ist
etwa dann der Fall, wenn gegen einen Beschuldigten Untersuchungshaft oder
einstweilige Unterbringung vollstreckt wird. In diesem Fall wird ein (Pflicht-) Ver-
teidiger unverzüglich nach Beginn der Vollstreckung bestellt (§§ 140, 141 StPO).

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 790/1/13 ersichtlich.
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TOP 17:

Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat,
den Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Aus-
schuss der Regionen: Freizügigkeit der EU-Bürger und ihrer Familien:
fünf grundlegende Maßnahmen

COM(2013) 837 final

Drucksache: 791/13

Die Kommissionsmitteilung soll die Rechte und Pflichten der EU-Bürgerinnen und
-Bürger sowie die Bedingungen und Beschränkungen der Freizügigkeit im Rahmen
des EU-Rechts erläutern. Anhand von fünf Maßnahmen will die Kommission
aufzeigen, wie die Mitgliedstaaten und ihre Behörden dabei unterstützt werden
können, Rechtsvorschriften und die verfügbaren Mittel vor Ort im Bereich der
Freizügigkeit bestmöglich anzuwenden.

Die Freizügigkeit ist eine der wesentlichen Errungenschaften der EU. Die
Kommission kommt in ihrer Mitteilung zu dem Ergebnis, dass die Bürgerinnen und
Bürger der EU die Freizügigkeit unter den in den europäischen Verträgen ver-
ankerten Rechten am meisten schätzen und als bedeutendste Errungenschaft der
europäischen Integration ansehen. Dabei nutze die Freizügigkeit den Europäerinnen
und Europäern und der europäischen Wirtschaft gleichermaßen. Starker Zustrom
von Bürgerinnen und Bürgern aus anderen Mitgliedstaaten könnte die Bevölkerung
in den Aufnahmemitgliedstaaten jedoch vor Herausforderungen stellen. Vor diesem
Hintergrund stellt die Kommission in ihrer Mitteilung einen "Fünf-Punkte-Plan"
vor, mit dem sie die Behörden in den Mitgliedstaaten bei der wirksamen
Anwendung der Bestimmungen über die Freizügigkeit unterstützen will.

Der Fünf-Punkte-Plan sieht folgende Maßnahmen vor:

1. Erarbeitung eines Handbuchs zu Scheinehen und als Beitrag der wirksamen
Bekämpfung des Missbrauchs der Freizügigkeit,

2. Klärung des Begriffs des "gewöhnlichen Aufenthalts" im Sinne der Verordnung
(EG) Nr. 883/2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit,
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3. Steigerung des Anteils von Fördermitteln für soziale Inklusion im Europäischen
Sozialfonds (ESF) von 15 auf 20 Prozent,

4. die Erarbeitung einer Studie zu den Auswirkungen der Freizügigkeit in sechs
europäischen Großstädten sowie die Einladung kommunaler Repräsentanten zu
einer Diskussionsveranstaltung zum Thema der Freizügigkeit im Frühjahr 2014,

5. die Entwicklung eines elektronischen Schulungsinstruments zur Information
lokaler Verwaltungen über Freizügigkeitsrechte und die Modernisierung des
europäischen Netzwerks über die Mobilität im Bereich des Arbeitsmarktes
EURES.

Verschiedene deutsche Kommunen sehen sich als Folge des wachsenden Zuzugs
aus den neuen Mitgliedstaaten mit einer Verschärfung sozialer Problemlagen sowie
einer Belastung der Systeme der kommunalen Daseinsvorsorge konfrontiert. Die
kommunalen Spitzenverbände haben diese Problematik wiederholt auch öffentlich
thematisiert.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 791/1/13 ersichtlich.
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TOP 18:

Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Gründung des Gemein-
samen Unternehmens "Shift2Rail"

COM(2013) 922 final

Drucksache: 808/13

Der Verordnungsvorschlag dient der Gründung des gemeinsamen Unternehmens
"Shift2Rail" nach Artikel 187 des Vertrages über die Arbeitsweise der
Europäischen Union (AEUV). Dabei handelt es sich eine sogenannte gemeinsame
Technologieinitiative (Joint Technologiy Initiative - JTI), die eine institutionali-
sierte, langfristig angelegte Form der öffentlich-privaten Partnerschaft (ÖPP) zur
Unterstützung transnationaler Forschungszusammenarbeit in ausgewählten
Technologiebereichen auf europäischer Ebene darstellt. Seine Gründungsmitglieder
sind ein Konsortium europäischer Unternehmen aus dem Bereich des Eisenbahn-
sektors und der EU. Gemeinsam arbeiten sie an der Verwirklichung des Ziels des
einheitlichen europäischen Eisenbahnraumes. Die Tätigkeit des Unternehmens ist
auf die nächsten zehn Jahre ausgelegt; die Rechtspersönlichkeit soll mit Ablauf des
31. Dezember 2024 enden.

Das gemeinsame Unternehmen dient der besseren Abstimmung zwischen den
Akteuren aus dem Bereich der Eisenbahnwirtschaft und den Mitgliedstaaten. Es soll
eine Konzentration der Forschungs- und Innovationsanstrengungen im Schienen-
verkehrssektor sicherstellen. Letztlich soll dadurch die schnellere Markteinführung
innovativer Lösungen zur Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des Schienen-
verkehrssektors in der Union gegenüber anderen Verkehrsträgern, die Verbesserung
der Wettbewerbsfähigkeit des Eisenbahnsektors sowie die Verbesserung der
Unternehmen der Bahnindustrie europäischer Staaten gegenüber Konkurrenten aus
Drittstaaten sichergestellt werden.

Zur Erreichung dieser Ziele soll das zu gründende Gemeinsame Unternehmen
"Shift2Rail" in Abstimmung mit der Europäischen Eisenbahnagentur und der
Technologieplattform ERRAC einen Masterplan entwickeln, mit dem die
Innovation im Schienenverkehrssektor auf lange Sicht unterstützt werden soll.
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Dieser Masterplan sieht für folgende fünf Bereiche Innovationsprogramme vor:

- kosteneffiziente und zuverlässige Hochleistungszüge,

- erweiterte Verkehrsmanagement- und Leitsysteme,

- kosteneffiziente und zuverlässige Hochleistungsinfrastruktur,

- IT-Lösungen für attraktive Schienenverkehrsdienste,

- Technologien für einen nachhaltigen und attraktiven europäischen Güter-
verkehr.

Die Wiederbelebung des Eisenbahnverkehrs in Europa ist ein zentrales Ziel der
Verkehrspolitik der EU, damit die Schiene erfolgreich mit den anderen Verkehrs-
trägern konkurrieren kann. Neue Technologien können dabei wesentlich zur
Modernisierung des europäischen Eisenbahnsektors beitragen. Zur Stärkung der
industriellen Forschung und Innovation wird dabei auf die Form der ÖPP nach
Artikel 187 ein AEUV zurückgegriffen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 808/1/13 ersichtlich.
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TOP 19a:

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des
Rates über das Klonen von Rindern, Schweinen, Schafen, Ziegen und
Equiden, die für landwirtschaftliche Zwecke gehalten und reproduziert
werden

COM(2013) 892 final

Drucksachen: 814/13 und zu 814/13

Der Richtlinienvorschlag dient der Einführung eines europaweiten vorläufigen
Verbots für das Klonen von Tieren der Spezies Rinder, Schweine, Schafe, Ziegen
und Pferde, die für die landwirtschaftliche Tierhaltung gezüchtet und gehalten
werden. Ebenfalls soll dadurch vorläufig das Inverkehrbringen von Tierklonen und
Embryoklonen auf mitgliedstaatlicher Ebene untersagt werden (Artikel 3 des
Richtlinienvorschlags). Nach Artikel 4 des Richtlinienvorschlags sind die Mitglied-
staaten verpflichtet, Sanktionen bei Zuwiderhandlungen nach innerstaatlichem
Recht vorzusehen. Diese sollen wirksam, verhältnismäßig und zugleich ab-
schreckend sein.

Nach einem Zeitraum von fünf Jahren sollen die Mitgliedstaaten der Kommission
einen Bericht über die von ihnen bei der Anwendung der Richtlinie gesammelten
Erfahrungen vorlegen. Hierauf basierend wird die Kommission dem Europäischen
Parlament und dem Rat einen Bericht über die Anwendung der Richtlinien
vorlegen.

Der Richtlinienvorschlag soll vollzugsfähige, rechtssichere und im Einklang mit
den Regelungen der Welthandelsorganisation (WHO) stehende Vorschriften auf
europäischer Ebene etablieren.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 814/1/13 ersichtlich.
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TOP 19b:

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über das Inverkehrbringen von
Lebensmitteln von Klontieren

COM(2013) 893 final

Drucksachen: 815/13 und zu 815/13

Der Richtlinienvorschlag dient der Einführung eines europaweit gültigen,
vorläufigen Verbots des Inverkehrbringens von Lebensmitteln aus Klontieren. Er
soll die Mitgliedstaaten dazu verpflichten sicherzustellen, dass Lebensmittel von
tierischen Klonen nicht in den Verkehr gebracht werden. Ebenso sollen die Mit-
gliedstaaten sicherstellen, dass keine Lebensmittel aus Klonen in die Mitglied-
staaten der Europäischen Union eingeführt werden (Artikel 3). Zugleich sollen die
Mitgliedstaaten verpflichtet werden, in den nationalen Rechtsordnungen Vor-
schriften zur Sanktionierung von Verstößen gegen das vorläufige Verbot nach
Artikel 3 des Richtlinienvorschlages vorzusehen. Dabei sollen die Sanktionen
wirksam, verhältnismäßig und zugleich abschreckend sein.

Nach einem Zeitraum von fünf Jahren sollen die Mitgliedstaaten der Kommission
einen Bericht über die von ihnen bei der Anwendung der Richtlinie gesammelten
Erfahrungen vorlegen. Hierauf basierend wird die Kommission dem Europäischen
Parlament und dem Rat einen Bericht über die Anwendung der Richtlinie vorlegen.

Der Richtlinienvorschlag soll vollzugsfähige, rechtssichere und im Einklang mit
den Regelungen der Welthandelsorganisation (WHO) stehende Vorschriften auf
europäischer Ebene etablieren.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 814/1/13 ersichtlich.
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TOP 20:

Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung zur Durchführung
des Tarifvertragsgesetzes

Drucksache: 750/13

Durch die Änderungsverordnung soll klargestellt werden, dass das Bundes-
ministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) ein Tarifarchiv zur Aufbewahrung
übersandter Tarifverträge nunmehr auch künftig in elektronischer Form führen
kann. Gemäß § 6 des Tarifvertragsgesetzes (TVG) wird beim BMAS ein
Tarifregister geführt, in das der Abschluss, die Änderung und die Aufhebung der
Tarifverträge sowie der Beginn und die Beendigung der Allgemeinverbindlichkeit
eingetragen werden. Die Tarifvertragsparteien sind darüber hinaus verpflichtet, dem
BMAS innerhalb eines Monats nach Abschluss kostenfrei die Urschrift oder eine
beglaubigte Abschrift sowie zwei weitere Abschriften eines jeden Tarifvertrages
und seiner Änderungen zu übersenden. Daraus ergibt sich die Pflicht des BMAS
neben einem Tarifregister im eigentlichen Sinne ein Tarifarchiv zu führen. Das
Tarifarchiv beim BMAS ist damit die zentrale Sammelstelle für alle in Deutschland
abgeschlossenen Tarifverträge, wobei diese und die Änderungstarifverträge in
Papierform übersandt und aufbewahrt werden. Das Tarifarchiv soll nunmehr künftig
auch in elektronischer Form geführt werden können. Ziel der Digitalisierung des
Tarifarchivs ist neben der Modernisierung des Ablage- und Aufbewahrungssystems
insbesondere die Schaffung verbesserter und erweiterter Möglichkeiten zur
Recherche und Eingabe von Informationen aus Tarifverträgen in ein neues
Datenbanksystem und dessen Abfragemöglichkeiten. Dadurch sollen auch die
Auskünfte über die Eintragungen in das Tarifregister, zu denen die Mitarbeiter des
Tarifregisters gemäß § 16 der Verordnung zur Durchführung des Tarifvertrags-
gesetzes berechtigt sind, durch den direkten Zugriff auf die elektronische
Tarifverträge des Tarifarchivs erleichtert und beschleunigt werden. Hierzu gehört,
dass alle gültigen Tarifverträge, die der Übersendungspflicht unterliegen, durch das
BMAS in die elektronische Form überführt und zur internen Verwendung im
Volltext durchsuchbar gemacht werden.

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialpolitik empfiehlt dem Bundesrat, der
Verordnung gemäß Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.
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TOP 21:

Verordnung zur Änderung der Flächenerwerbsverordnung

Drucksache: 647/13

I. Zum Inhalt der Verordnung

Die vorgesehene Änderung der Flächenerwerbsverordnung dient der Vereinfa-
chung der Privatisierung von Waldflächen zugunsten sog. Alteigentümer auf
Grundlage des Ausgleichsleistungsgesetzes. Alteigentümern, die ihre Aus-
gleichsleistung für einen konkreten Erwerbsfall einsetzen, wird mit der vorge-
sehenen Neuregelung der Vorrang eingeräumt.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Finanzausschuss und der Ausschuss für Agrarpolitik
und Verbraucherschutz empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung gemäß
Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.
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TOP 22:

Verordnung zur Festsetzung der Erhöhungszahl für die Gewerbe-
steuerumlage nach § 6 Absatz 5 des Gemeindefinanzreformgesetzes
im Jahr 2014

Drucksache: 805/13

I. Zum Inhalt der Verordnung

Die Gemeinden der alten Länder sind nach § 6 Absatz 5 des Gemeindefinanzre-
formgesetzes dazu verpflichtet, sich in Höhe von 40 Prozent an der bei den
Ländern verbleibenden Belastung für die Finanzierung des Fonds "Deutsche
Einheit" zu beteiligen; der insgesamt abzuführende Betrag in Höhe von 1.032,8
Millionen Euro ist zur Hälfe (d. h. 516,4 Millionen Euro) durch eine jährlich
anzupassende Gewerbesteuerumlage zu erbringen. Die vorliegende Verordnung
sieht demgemäß vor, den Vervielfältiger zur Berechnung der Gewerbesteu-
erumlage nach § 6 Absatz 2 und 3 des Gemeindefinanzreformgesetzes für das
Jahr 2014 in Anpassung an die für 2014 geschätzte Entwicklung des Aufkom-
mens an Gewerbesteuer um 5 Prozentpunkte zu erhöhen. Den Ländern fließen
aufgrund dieser Verordnung im Jahr 2014 voraussichtlich 500 Millionen Euro
aus den Kommunalhaushalten zu.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Finanzausschuss und der Ausschuss für Innere Angele-
genheiten empfehlen dem Bundesrat, der Verordnung gemäß Artikel 80 Ab-
satz 2 des Grundgesetzes zuzustimmen.
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TOP 23a:

Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien
der Europäischen Union für die technische Arbeitsgruppe "Erwachsen-
enbildung" im Rahmen der Offenen Methode der Koordinierung zur
Implementierung des strategischen Rahmens für die europäische
Zusammenarbeit auf dem Gebiet der allgemeinen und beruflichen
Bildung ("ET 2020")

Drucksache: 804/13

Die gemeinsame Liste der Beratungsgremien bei Kommission und Rat
(Abschnitt I Nummer 2 der Bund-Länder-Vereinbarung) soll um die

Technische Arbeitsgruppe "Erwachsenenbildung"

ergänzt werden.

Der Bundesrat kann gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i. V. m. Abschnitt I der Bund-
Länder-Vereinbarung für diese Arbeitsgruppe eine Bundesratsbeauftragte oder
einen Bundesratsbeauftragten zur ständigen Teilnahme (Liste A) benennen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 804/1/13 ersichtlich.
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...

TOP 23b:

Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien
der Europäischen Union für den Koordinierungsausschuss für die
Europäischen Struktur- und Investitionsfonds 2014-2020 (COESIF)

Drucksache: 1/14

Die vom Bundesrat in seiner 904. Sitzung am 14. Dezember 2012 (BR-Drucksache
731/12 (Beschluss)) benannte Bundesratsbeauftragte für den

Koordinierungsausschuss für die Fonds (COCOF)

jetzt:

Koordinierungsausschuss für die Europäischen Struktur- und
Investitionsfonds 2014-2020 (COESIF)

(Komitologieausschuss)

Thüringen

Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Technologie

(LMR'in Dr. Sabine Awe)

kann ihre Funktion in dem o. g. Gremium künftig nicht mehr wahrnehmen, so
dass für die restliche Laufzeit der Benennung (bis 31. Dezember 2015) eine
Ersatzbenennung vorgenommen werden kann.

 vgl. BR-Drucksache 731/12, Ziffer 34
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Der Bundesrat kann gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i. V. m. Abschnitt I der Bund-
Länder-Vereinbarung für dieses Gremium eine Bundesratsbeauftragte oder einen
Bundesratsbeauftragten zur ständigen Teilnahme (Liste A) neu benennen.

Die Empfehlungen der Ausschüsse sind aus der Drucksache 1/1/14 ersichtlich.
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TOP 24:

Benennung eines stellvertretenden Mitglieds des Kuratoriums der
Stiftung "Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland"

Drucksache: 802/13

I. Zum Inhalt des Vorschlages

Das "Haus der Geschichte der Bundesrepublik Deutschland" ist eine rechts-
fähige Stiftung des öffentlichen Rechts. Zweck dieser Stiftung ist es, in einem
Ausstellungs-, Dokumentations- und Informationszentrum die Geschichte der
Bundesrepublik Deutschland einschließlich der Geschichte der Deutschen
Demokratischen Republik darzustellen und Kenntnisse hierüber zu vermitteln.

Zu den Organen der Stiftung gehört neben dem Direktor, dem wissenschaftli-
chen Beirat und dem Arbeitskreis gesellschaftlicher Gruppen auch das Kurato-
rium. Von den 32 Mitgliedern des Kuratoriums werden jeweils acht vom Deut-
schen Bundestag und der Bundesregierung sowie 16 vom Bundesrat entsandt.

Nach dem Vorschlag der Ministerpräsidentin des Saarlandes soll Herr Leitender
Ministerialrat Peter Arend in Nachfolge von Frau Helga Knich-Walter als
stellvertretendes Mitglied benannt werden.

II. Empfehlung des Ausschusses für Kulturfragen

Der Ausschuss für Kulturfragen empfiehlt dem Bundesrat, vorschlagsgemäß
zu beschließen.



 



- 25 - Erläuterung, 919. BR, 14.02.14

TOP 25:

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht

Drucksache: 15/14

Der Rechtsausschuss empfiehlt dem Bundesrat, zu dem in der BR-Drucksache
15/14 genannten Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht von einer Äußerung
und einem Beitritt abzusehen, da bei diesem keine Umstände ersichtlich sind, die
eine Stellungnahme des Bundesrates geboten erscheinen lassen.
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